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Basiskompetenzen Themenschwerpunkt I 
Die Prüflinge… 

• stellen die allgemeinen Prinzipien der Kinderrechte (Artikel 2, 3, 6, 12) und die
Unterschei-dung (Kategorisierung) nach Schutz-, Förder- und Beteiligungsrechten dar.
Damit verfügen Sie über grundlegendes Wissen über die inhaltliche und strukturelle
Ausgestaltung der Kinderrechte.

• können das Verhältnis von Gleichheit und Gleichberechtigung zwischen Kindern und Er-
wachsenen, das den Kinderrechten zugrunde liegt, erörtern.

• erläutern die Bedeutung von Kinder- und Menschenrechtsbildung sowie die Bedeutung
ei-ner Bildung für nachhaltige Entwicklung am Lernort Kita und legen ihre
pädagogischen Standpunkte in diesem Zusammenhang fachlich begründet dar.

• setzen die Themen Kinderrechte und Ziele einer nachhaltigen Entwicklung in Beziehung
zueinander.

• setzen sich mit ihrer Rolle als Begleiter von Bildungsprozessen auseinander, die
geeignet sind, nachhaltige Bildung zu ermöglichen. Dabei reflektieren Sie die politische
Dimension ihres Bildungsauftrages und setzen sich mit der Frage auseinander,
inwieweit Pädagogik zur Lösung der vom Menschen selbst verursachten Probleme
beitragen kann.

• erörtern die Individualisierung und Privatisierung der Klimakrise in gesellschaftlichen
Diskursen und in der Pädagogik.

https://doi.org/10.3224/diskurs.v14i3.10
https://doi.org/10.3224/diskurs.v14i3.10
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Allgemeine Prinzipien der UN-Kinderrechtskonvention 

Artikel 2 Recht auf Nichtdiskriminierung 

Artikel 3 Recht auf vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohls 

Artikel 6 Recht auf Leben und bestmögliche Entwicklung 

Artikel 12 Recht auf Beteiligung und Berücksichtigung der Meinung des Kindes in allen es betreffenden Ange-
legenheiten 
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keine

Das Verhältnis zwischen Kindern und Erwachsenen 

Gleichheit Kinder sind wie Erwachsene Menschen. 

Verschiedenheit Kinder sind keine kleinen Erwachsenen. Sie haben entwicklungsbedingt spezifische 
Bedürfnisse. 
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Jährlich sterben fast zwei Millionen Mädchen und 

Jungen an umweltbedingten Folgen wie zum Beispiel 

Luftverschmutzung. Millionen leiden an chronischen 

Krankheiten, die auf Umweltgifte zurückzuführen 

sind, oder sind von Überschwemmungen, Zyklonen 

und Dürren bedroht. Die Herausforderungen unserer 

Zeit, Klimawandel, Biodiversitätsverlust, Umweltzer-

störung, Pandemien oder Urbanisierung betreffen 

Kinder direkt und indirekt. Während der Ruf nach 

einem expliziten Recht des Kindes auf eine intakte 

und saubere natürliche Umwelt immer lauter wird, 

nehmen junge Menschen ihr Schicksal selbst in die 

Hand und fordern Politik, Gesellschaft und Wirt-

schaft eindringlich auf, den vielen Worten tiefgrei-

fende Taten folgen zu lassen.

Die Umwelt schützen: Der lange Weg 
der internationalen Gemeinschaft
Immer wieder bekräftigen die Staaten auf wichtigen 

Weltkonferenzen oder in Resolutionen ihren Willen, 

Maßnahmen zu ergreifen, um die Umwelt zu schüt-

zen. Die Stockholmer UN-Konferenz 1972 über die 

Umwelt des Menschen (Weltumweltkonferenz) war 

die erste Konferenz der Vereinten Nationen zum The-

ma Umwelt. Schon damals wurde auf die enge Ver-

flechtung von wirtschaftlicher Entwicklung und 

Umwelt hingewiesen und Kinder indirekt als jetzige 

und zukünftige Generationen erwähnt. 

| T
h

em
a      Unsere Aufgabe ist es nicht, die Zukunft vorherzusehen, sondern sie zu ermöglichen.

Antoine de Saint-Exupéry

Ökologische Kinderrechte
Warum das Recht auf eine intakte natürliche Umwelt ein Imperativ ist

| Von Samia Kassid

Seit mehr als fünf Dekaden beschäftigt sich die Weltgemeinschaft mit den Auswirkungen 

von Umweltverschmutzung und Umweltzerstörung sowie des Klimawandels auf die Menschen- 

und Kinderrechte. Trotz der vielen Erkenntnisse um die Dringlichkeit eines konzertierten Handelns, 

lassen tiefgreifende Maßnahmen immer noch auf sich warten. Dies ist umso schmerzlicher, da wir 

nun mit rasender Geschwindigkeit merken, dass die Natur an ihre Grenzen gerät, mit fatalen Folgen 

für das Ökosystem und alles Leben auf der Erde.

Mit der Veröffentlichung des Brundtland-Berichtes 

„Our Common Future“ (https://sustainabledevelop-

ment.un.org/content/documents/5987our-common-fu-

ture.pdf) im Jahr 1987 wurde erstmals der Grundge-

danke für nachhaltige Entwicklung gelegt, der poli-

tische und gesellschaftliche Debatten über die ökolo-

gischen planetaren Grenzen und die Konsequenzen 

deren Überschreitung für die Stabilität der Ökosy-

steme und der Lebensgrundlage der Menschheit zur 

Folge hatte. Erstmals wurden Kinder als Träger von 

Rechten wahrgenommen: „Wir riskieren das funda-

mentale Recht unserer Kinder auf eine gesunde, 

lebensverbessernde Umwelt“.

1992 hielt mit der wegweisenden UN-Konferenz für 

Umwelt und Entwicklung – auch als Erdgipfel oder 

Rio-Konferenz bekannt – das Konzept der nachhal-

tigen Entwicklung Einzug in die internationale Poli-

tik. Zwar blieben die Ergebnisse hinter den ehrgei-

zigen Plänen zurück und die menschenrechtliche 

Perspektive fehlte, trotzdem war es gelungen, das 

Konzept der nachhaltigen Entwicklung als internatio-

nales Leitbild anzuerkennen, die Auswirkungen des 

Klimawandels sowie das Recht auf Entwicklung auf-

zugreifen und wichtige Instrumente auf den Weg zu 

bringen. Der Erdgipfel gilt als wegweisend für die 

Einbettung des Konzepts von intergenerationeller 

Gerechtigkeit im internationalen Recht, welches sich 

Kassid, Samia (2020): Ökologische Kinderrechte. 
Warum das Recht auf eine intakte natürliche Umwelt ein Imperativ ist.
Erschienen in: Frühe Kindheit Heft 2020-2 (S. 54-59)
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> Die Herausforderungen unserer Zeit wie Klimawandel,
Biodiversitätsverlust, Umweltzerstörung, Pandemien
und Urbanisierung betreffen Kinder direkt und indirekt. <
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in der Rio-Deklaration, der Konvention über biolo-

gische Vielfalt und der Klimawandel-Konvention 

niederschlägt (vgl. Sumudu Atapattu 2019: Interge-

nerational Equity and Children’s Rights. In: Child-

ren’s Rights and Sustainable Development, Interpre-

ting the UNCRC for Future Generations, S. 172).

Ein weiterer Meilenstein in der internationalen Politik 

ist die im September 2000 verabschiedete Millenni-

ums-Erklärung (Generalversammlungsresolution 55/2, 

https://www.undp.org/content/dam/undp/library/MDG/

english/MDG%20Country%20Reports/MDG%20Repor-

ting%20Guidelines/MDG%20Roadmap%20from%20

2001.pdf), die sich der großen globalen Herausfor-

derungen annahm. Sie fußte auf vier programma-

tischen, sich wechselseitig beeinflussenden Hand-

lungsfeldern: Frieden, Sicherheit und Abrüstung, 

Entwicklung und Armutsbekämpfung, Schutz der 

gemeinsamen Umwelt sowie Menschenrechte, Demo-

kratie und gute Regierungsführung.

Ein Jahr später wurden acht konkrete Ziele, die Mil-

lenniums-Entwicklungsziele (Millennium Develop-

ment Goals – MDGs) formuliert, die mit konkreten 

Vorgaben und Indikatoren versehen waren. Die MDGs 

spiegeln einen bisher einmaligen weltweiten Konsens 

über globale Entwicklungsziele wider. Im Handlungs-

feld Umwelt wird ein klarer Zusammenhang zwi-

schen Kindern und Umweltschutz hergestellt, aller-

dings ist das Bild des zu schützenden Kindes vorherr-

schend, ohne die kinderrechtliche Perspektive aufzu-

greifen. Mindestens sechs der acht MDGs haben einen 

expliziten Kinderbezug, in denen einige Erfolge er-

zielt werden konnten.

Die Agenda 2030, im September 2015 von der UN-Ge-

neralversammlung verabschiedet, stellt einen Meilen-

stein in der jüngeren Geschichte der Vereinten Natio-

nen dar und wird als eine weltweite, gemeinsame 

Nachhaltigkeitsstrategie aller Mitgliedsstaaten der 

Vereinten Nationen verstanden. Im Gegensatz zu den 

MDGs, die nur die Entwicklungsländer verpflichtete, 

sind alle Staaten in der Pflicht. Die 17 Ziele für nach-

haltige Entwicklung (Sustainable Development Goals, 

SDGs) zielen darauf ab, ein nachhaltiges, friedliches, 

gutes und gerechtes Leben für alle Menschen auf der 

Erde – heute und in Zukunft – zu ermöglichen.

Da die Agenda 2030 mit tiefgreifenden Änderungen 

unserer Denk- und Verhaltensweisen einhergehen 

muss, wird der Bildung und insbesondere der Bildung 

für nachhaltige Entwicklung (BNE) eine besondere 

Rolle eingeräumt. Bildung für nachhaltige Entwick-

lung stattet Kinder und Erwachsene mit Kompetenzen 

aus, die sie befähigen, die eigenen Handlungen zu 

reflektieren und gleichzeitig deren gegenwärtigen 

und zukünftigen sozialen, kulturellen, ökonomischen und 

ökologischen Auswirkungen zu berücksichtigen.

Während die Agenda 2030 Kinder und Jugendliche als Träge-

rinnen und Träger von Rechten erwähnt und als wichtige Agen-

tinnen und Agenten des Wandels bezeichnet, fehlt eine kinder-

rechtliche Ausrichtung bei den umweltrelevanten Zielen. Die 

Nachhaltigkeitsziele sprechen eine Reihe kinderrechtlicher Kern-

anliegen an, wie inklusive und qualitativ hochwertige Bildung 

(Ziel 4), Schutz vor Gewalt und Ausbeutung, Sklaverei und Men-

schenhandel (Ziele 8 und 16), Kinderarmut (Ziel 1), Kindergesund-

heit (Ziel 3) und Kinderernährung (Ziel 2) sowie die Stärkung von 

Mädchen (Ziel 5) und den Schutz und die Rechte von minder-

jährigen Flüchtlingen (Ziel 10) (https://www.2030report.de/de/

bericht/317/kapitel/ii8-kinderrechte-als-leitlinie-fuer-die-umset-

zung-der-2030-agenda). Die 17 Hauptziele sind mit 169 konkreten 

Zielen verbunden, die anhand von 232 spezifischen Indikatoren 

gemessen werden. 35 dieser Indikatoren haben einen kinder-

rechtlichen Aspekt (https://www.unicef.de/blob/185336/75bf-

24108c857e3d6fc2d5336e42ef6c/sdg-krk-mapping-pdf-data.pdf).

Nachhaltige Entwicklung 
braucht „ökologische“ Kinderrechte
In den letzten zwei Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts spielten 

Kinder und ihre Rechte zunehmend eine Rolle in der (umwelt-)

politischen Debatte. Dies ist nicht nur auf die sich verstärkende 

Umweltverschmutzung und -zerstörung zurückzuführen. Auch 

die im Jahr 1989 verabschiedete UN-Kinderrechtskonvention, die 

Mädchen und Jungen erstmals als Trägerinnen und Träger von 

Rechten postuliert, beeinflusste den Diskurs.

So versprachen die Staaten auf dem 1. Weltkindergipfel im Jahr 

1990 in ihrer „Erklärung über das Überleben, den Schutz und die 

Entwicklung von Kindern“, gemeinsame umfassende Umwelt-

schutzmaßnahmen zu ergreifen, damit Mädchen und Jungen eine 

sichere und gesündere Zukunft vorfinden (https://www.unicef.

org/wsc/declare.htm).

Auf der UN-Generalversammlung zu Kindern 2002 (Weltkinder-

gipfel) hoben die Vertragsstaaten erneut ihre Verpflichtung her-

vor, jedem Kind eine bessere Zukunft zu geben. Das Abschlussdo-

kument „A world fit for children“ (https://www.unicef.org/publica-

tions/files/A_World_Fit_Children.pdf) zählt unter anderem zehn 

Prinzipien auf, die sich auf die UN-Kinderrechtskonvention und 

die Millenniums-Entwicklungsziele (http://www.un-kampagne.de/

index-11305.php) beziehen. Prinzip 10 postuliert den Schutz der 

Erde mit „ihrer Vielfalt des Lebens, ihrer Schönheit und ihren 

Ressourcen, die die Lebensqualität für jetzige und zukünftige 

Generationen erhöht“ und verspricht, dass „wir jede Hilfe leisten 

(werden), um Kinder zu schützen und die Auswirkungen von 

Naturkatastrophen und Umweltzerstörung auf sie zu minimieren“.

Auch die UN-Konvention über die Rechte des Kindes sieht in 

der zunehmenden Umweltverschmutzung eine Gefährdung des 

Rechts auf Gesundheit und ruft in Artikel 24 Absatz 2 die Ver-

tragsstaaten dazu auf, „die volle Verwirklichung dieses Rechtes“ 
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sicherzustellen und dabei „die Gefahren und Risiken 

von Umweltverschmutzung zu berücksichtigen“. Sie 

ist damit die einzige Menschenrechtskonvention, die 

ausdrücklich die Gefahren durch Umweltverschmut-

zung aufgreift (vgl. Sumudu Atapattu 2019: Intergene-

rational Equity and Children’s Rights. In: Children’s 

Rights and Sustainable Development, Interpreting 

the UNCRC for Future Generations, S. 172). Die Kon-

vention betont auch die Notwendigkeit, dass Bildung 

„die Achtung vor der natürlichen Umwelt (…) vermit-

teln“ soll (Artikel 29 e).

Die rasanten und sichtbaren Auswirkungen von öko-

logischer Zerstörung und Klimawandel fand auch in 

den Kinderrechte-Diskursen seinen Platz. In Deutsch-

land prägte erstmals die National Coalition – Netz-

werk zur Umsetzung der Kinderrechtskonvention 

1999 den Begriff der „ökologischen Kinderrechte” 

(https://www.netzwerk-kinderrechte.de/fileadmin/

bilder/user_upload/dgd_brochure_web.pdf). Darunter 

versteht sie das Recht eines jeden Kindes oder Jugend-

lichen, in einer gesunden Umwelt aufzuwachsen, um 

ihr Potenzial voll zu entwickeln und enkeltaugliches 

Handeln für jede Kinder- und Jugendgeneration zu 

erreichen. International wird zunehmend der Begriff 

„Kinderrechte und Umwelt“ verwendet.

„Ökologische Kinderrechte“ werden zurzeit von den 

Staaten unterschiedlich gewichtet und umgesetzt. 

Während einige Länder wie Bolivien, El Salvador, 

Mexiko und Paraguay das Recht auf eine gesunde und 

nachhaltige Umwelt gesetzlich verankerten, setzen 

andere Staaten auf Umweltbildung, führen nationale 

Umwelttage durch oder setzen Maßnahmen um, wel-

che das Kinderrecht auf Gesundheit sichern sollen, 

das unter anderem durch Chemikalien und Umwelt-

verschmutzung bedroht ist (Mapping Human Rights 

Obligations Relating to the Enjoyment of a Safe, Clean, 

Healthy and Sustainable Environment, Focus report 

on human rights and climate change, https://www.

ohchr.org/EN/Issues/Environment/SREnvironment/

Pages/MappingReport.aspx).

Kinderrechte in Zeiten des Klimawandels
Seit der Mitte des 20. Jahrhunderts stellen Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftler vermehrt Anzei-

chen dafür fest, dass sich die Atmosphäre aufgrund 

der Aktivitäten der Menschen erwärmt, mit massiven Auswir-

kungen auf das Klima. 1988 gründete das Umweltprogramm 

der Vereinten Nationen (UNEP) und die Weltorganisation für 

Meteorologie (WMO) den Weltklimarat (Intergovernmental Panel 

on Climate Change, IPCC), der 1990 seinen ersten Bericht vor-

legte.

2009 legte der Hohe Kommissar der Vereinten Nationen für Men-

schenrechte (OHCHR) einen Bericht vor, in welchem er die Aus-

wirkungen des Klimawandels auf die Menschenrechte mit Bezug 

auf internationale Menschenrechtsverträge zusammenfasste. 

Auch der Menschenrechtsrat befasste sich mit den Auswirkungen 

des Klimawandels auf die Ausübung der Menschenrechte und 

schuf 2012 das Mandat des ersten UN-Sonderberichterstatters für 

Menschenrechte und Umwelt. Dieser analysierte in seinem ers-

ten Bericht (Mapping Human Rights Obligations Relating to the 

Enjoyment of a Safe, Clean, Healthy and Sustainable Environment 

– Focus report on human rights and climate change, 2014, https://

www.ohchr.org/_layouts/15/WopiFrame.aspx?sourcedoc=/Docu-

ments/Issues/Environment/Mappingreport/ClimateChangemap-

ping15-August.docx&action=default&DefaultItemOpen=1) im Jahr

2014 die Menschenrechtsverpflichtungen in Bezug auf eine sau-

bere, gesunde und nachhaltige Umwelt.

Von den regionalen und globalen Umweltvereinbarungen er-

wähnt nur das Cancun Agreement, welches 2010 auf der Klima-

konferenz verabschiedet wurde, dass die negativen Auswirkun-

gen von Klimawandel direkt und indirekt Menschenrechte 

betreffen.

Eine Reihe von Kinderrechten, wie in der Kinderrechtskonvention 

aufgelistet, sind im Falle von Umweltkatastrophen relevant, wie 

das Recht auf eine Geburtsurkunde und Nationalität, auf Gesund-

heit und Schutz, nicht von den Eltern getrennt zu werden, auf 

Privatsphäre oder die Rechte von Kindern auf der Flucht.

Den Radius erweitern: Intergenerationelle 
Rechte und Rechte der Natur
Mit dem Brundtland-Bericht „Our Common Future“ (https://sus-

tainabledevelopment.un.org/content/documents/5987our-com-

mon-future.pdf) formulierte die UN-Weltkommission für Umwelt 

und Entwicklung erstmals den Begriff „Nachhaltige Entwick-

lung“ als eine Entwicklung, die sicherstellt, dass künftige Genera-

tionen nicht schlechter gestellt sind, ihre Bedürfnisse zu befriedi-

gen, als gegenwärtig lebende. Drei Dekaden später ist die Rele-

vanz von nachhaltiger Entwicklung wichtiger denn je und die 

Erkenntnis glasklar, dass das Überleben der Menschheit einer 

> Bildung für nachhaltige Entwicklung soll Kinder
und Erwachsene befähigen, die gegenwärtigen und
zukünftigen sozialen, kulturellen, ökonomischen und
ökologischen Auswirkungen der eigenen Handlungen
zu berücksichtigen. <
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nen Prinzipien (general principles), die den Artikeln der KRK 

zugrunde liegen: Nichtdiskriminierung (Artikel 2), Vorrang des 

Kindeswohl (Artikel 3 Absatz 1), Recht auf Leben und Entwick-

lung (Artikel 6) sowie dem Recht auf Beteiligung (Artikel 12), voll-

zog sie einen Paradigmenwechsel, da Kinder bis dato meist als 

Schutzbefohlene gesehen wurden. Die UN-Kinderrechtskonventi-

on hat vieles bewegt und vor allem das Bild des Kindes in Gesell-

schaft und Politik verändert. Besonders das Recht, gehört und 

angemessen beteiligt zu werden, war und ist immer noch für 

einen Großteil der Länder eine Herausforderung, in denen eine 

Kultur, Kindern zuzuhören, wenig beachtet und akzeptiert ist 

(https://www.unicef.org/french/adolescence/files/Every_Childs_

Right_to_be_Heard.pdf).

Drei Dekaden später mehren sich zunehmend Stimmen, die in 

der UN-Kinderrechtskonvention eine Begrenzung sehen, um adä-

quat auf die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts zu reagieren 

– ohne ihre Relevanz in Frage zu stellen. Als „ein Produkt ihrer

Zeit“ hat sie die Herausforderungen des 20. Jahrhunderts aufge-

griffen (siehe Julie M. Davis 2019: Reimagining Children’s Rights

through Sustainable Development. In: Children’s Rights and Sus-

tainable Development, Interpreting the UNCRC for Future Gene-

rations, S. 33), ist jedoch angesichts der neuen Herausforderungen

zu generell (siehe Karin Arts 2019: Children’s rights and Climate

Change. In: Children’s Rights and Sustainable Development, Inter-

preting the UNCRC for Future Generations, S. 221).

Die Welt hat sich in den vergangenen 31 Jahren dramatisch ver-

ändert in Richtung einer stark vernetzten und globalisierten 

Welt, die von einer hohen Mobilität von Menschen und Waren 

lebt mit neuen Herausforderungen, allen voran den Folgen der 

Klimakrise, der wachsenden Umweltverschmutzung und -zerstö-

rung sowie des Artensterbens. Alle diese Entwicklungen betref-

fen Kinder und Jugendliche und ihre Rechte unmittelbar.

Die vier Prinzipien der UN-Kinderrechtskonvention, die Vorgabe, 

Kinder als Rechteinhaber wahrzunehmen, das Recht auf Gesund-

heit sowie diverse andere Kinderrechte der UN-Kinderrechtskon-

vention einschließlich Artikel 4, der Staaten verpflichtet, alle ge-

eigneten Maßnahmen zu treffen, um die Kinderrechte zu reali-

sieren, können als Parameter dienen, um als ökologische Kinder-

rechte herangezogen zu werden.

Hinzu kommt, dass der UN-Ausschuss über die Rechte des Kindes 

zunehmend Umwelt- und Klimaschutz in seinen Abschließen 

Bemerkungen (Concluding Observations) zu den Berichten der 

Vertragsstaaten aufgreift und regelmäßig Allgemeine Bemer-

kungen (General Comments) zur Auslegung und Umsetzung ein-

zelner Rechte verabschiedet. Von den 19 Allgemeinen Bemer-

kungen setzen sich mindesten sechs mit Umweltthemen aus-

einander. Jedoch wird einzig in der Allgemeinen Bemerkung 

Nr. 15 (Kindergesundheit) der Klimawandel erwähnt.

Da jedoch Kinderrechte nicht in Stein gemeißelt sind, bedürfen 

sie der Anpassung an aktuelle Entwicklungen. Dies gilt insbeson-

dere in Zeiten des Klimawandels. Daher werden die Forderungen 

gesunden und intakten Erde bedarf. Unser aktueller 

anthropogener Lebensstil (http://www.igbp.net/down-

load/18.316f18321323470177580001401/1376383088452/

NL41.pdf) auf Kosten unseres Planeten einschließ-

lich seiner Flora und Fauna wird jetzt lebenden und 

zukünftigen Generationen einen anderen, ausgeplün-

derten Planeten vorfinden lassen, in dem ein Großteil 

der Kinderrechte vermutlich nicht realisierbar sein 

werden.

Die Debatten um intergenerationelle Gerechtigkeit 

und die Rechte zukünftiger Generationen (siehe 

https://www.worldfuturecouncil.org/wp-content/

uploads/2018/07/brochure_guarding2018b.pdf), ob 

juristisch oder ethisch, werden zunehmend um den 

Aspekt „Rechte der Natur“ erweitert und indigene 

Sichtweisen werden in Gesetzgebungen aufgenom-

men. Bis auf wenige Ausnahmen macht der generelle 

Rechtsdiskurs Verursacher für zukünftige Schäden 

nicht verantwortlich. Fast alle südamerikanischen 

Verfassungen sehen das Recht auf eine gesunde Um-

welt vor. Als erstes Land hat Ecuador im Jahr 2008 

Naturrechte in seiner Verfassung verankert („Die Na-

tur hat ein Recht auf Leben und darauf respektiert 

zu werden“, Verfassung von Ecuador vom 28.9.2008, 

§ 71/72). Bolivien verankerte 2012 mit seinem „Rahmen-

gesetz der Mutter Erde und ganzheitlicher Entwick-

lung zum guten Leben“ die Natur als eigenständiges

Rechtssubjekt in seiner Gesetzgebung. Die Natur als

Rechtssubjekt zu betrachten, könnte dazu beitragen,

den Planeten sowie heutige und noch kommende

Generationen zu schützen.

Der Klimawandel ist ein gutes Beispiel für ein interge-

nerationelles Umweltproblem, durch das zukünftige 

Generationen geringe Möglichkeiten vorfinden wer-

den, da die jetzige Generation die Lebensgrundlagen 

massiv verbraucht. Aber auch nukleare Unfälle, nukle-

arer Müll oder die falsche Entsorgung von Abfällen 

haben intergenerationelle Dimensionen.

Letztendlich treffen die Umweltschäden, die wir heu-

te verursachen, nicht nur und nicht erst in ferner 

Zukunft möglicherweise lebende Generationen, son-

dern die schon Lebenden und ihre Kinder, mit deren 

künftigem Leben wir mit einiger Wahrscheinlichkeit 

rechnen können, die sich wiederum ihren Kindern 

verantworten müssen.

UN-Kinderrechtskonvention – Quo Vadis?
Die UN-Kinderrechtskonvention ist das am meisten 

ratifizierte Völkerrechtsabkommen mit einer großen 

Bandbreite an zivilen, kulturellen, wirtschaftlichen, 

politischen und sozialen Rechten für Kinder. Erstmals 

werden Kinder als Subjekte und Träger eigener unver-

äußerlicher Rechte benannt. Mit den vier Allgemei-
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nerationellen Gerechtigkeit in ihre Bestimmungen aufnehmen, 

damit Staaten ihre Verpflichtungen verstärkt wahrnehmen. 

Der Ausbruch der globalen COVID-19-Pandemie in den vergan-

genen Monaten und die in diesem Zusammenhang getroffenen 

Maßnahmen offenbaren Interessantes. Zum einen, wie schlecht 

die internationale Gemeinschaft ihre Hausaufgaben gemacht hat: 

In ihrem Bericht (SHARED RESPONSIBILITY, GLOBAL SOLIDARI-

TY: Responding to the socio-economic impacts of COVID-19, 

March 2020) zur Corona-Krise stellen die Vereinten Nationen fest, 

dass die Weltgemeinschaft der globalen Krise hätte besser begeg-

nen können, wenn sie die Nachhaltigkeitsziele und das Klimaab-

kommen effizienter und schneller umgesetzt hätte. Denn seit 

dem letzten Jahrhundert ist klar, was zu tun ist: starke Gesund-

heitssysteme aufstellen, die absolute Armut reduzieren, Ge-

schlechterungleichheit verringern sowie eine gesündere natür-

liche Umwelt und resiliente Gesellschaften schaffen.

Der weltweite Lockdown trifft ganz besonders Kinder und Jugend-

liche, die zurzeit erleben müssen, wie ihre Rechte radikal einge-

schränkt sind und die soziale Ungleichheit verstärkt wird. Sie 

können nicht zur Schule, Privatsphäre und Spielen sind einge-

schränkt und sie erleben möglicherweise verstärkt häusliche 

Gewalt. Die Angst um die Gesundheit und Jobs ihrer Eltern und 

um die eigenen Zukunftsaussichten ist ein täglicher Begleiter.

Die Pandemie zeigt aber auch Erstaunliches: Mit welcher Ge-

schwindigkeit es möglich ist, global und solidarisch zu handeln 

und Maßnahmen zu treffen, für die es sonst Jahrzehnte bedurfte 

und anscheinend bedarf. Sicherlich trug der globalisierte Charak-

ter dieser Pandemie dazu bei, denn kein Land und keine Gesell-

schaft sind nicht betroffen. Die Lessons Learnt aus dieser Krise 

können nur sein, dass ein „business as usual“ nach der Krise nicht 

weitergehen kann. Die nächste große globale Katastrophe könnte 

ihre Ursache im Klimawandel haben. Die ökologische Kinder-

rechtsperspektive ist wichtiger denn je!

Samia Kassid ist Kinderrechtsexpertin und Volkswirtin mit Schwer-

punkt Entwicklungszusammenarbeit und Umweltpolitik. Sie leitet das 

Programm „Die Rechte der Kinder und Jugendlichen“ der Stiftung World 

Future Council und ist Mitglied im Vorstand der National Coalition 

Deutschland – Netzwerk zur Umsetzung der UN-Kinderrechtskonvention.

lauter, intergenerationelle Gerechtigkeit mit dem 

Prinzip der Nachhaltigkeit und „ökologische Kinder-

rechte“ aufzugreifen (https://www.ohchr.org/Docu-

ments/HRBodies/CRC/Discussions/2016/DGDoutcom-

ereport-May2017.pdf). Auf dem „Day of General Dis-

cussion“ des UN-Ausschusses für die Rechte des Kin-

des 2016 in Genf gaben die Teilnehmenden (Kinder, 

Jugendliche, Zivilgesellschaft, Wissenschaft und 

UN-Vertreterinnen und -vertreter) ein eindringliches 

Bild ab, wie sie selbst und Kinder weltweit von den 

Folgen der Umweltzerstörung und dem Klimawandel 

betroffen sind und forderten, das Recht auf eine ge-

sunde natürliche Umwelt aufzugreifen. Eine wei-

tere Forderung bestand darin, das Recht gehört zu 

werden und Partizipation durchsetzungsfähiger zu 

gestalten, damit Kinder und Jugendliche tatkräftiger 

an Entwicklungen, die sie betreffen, teilnehmen und 

über ihre Zukunft mitentscheiden können (siehe Julie 

M. Davis, a.a.O.).

Ökologische Kinderrechte jetzt!
Kinder sind Grundpfeiler jeder Gesellschaft und stel-

len in vielen Gesellschaften den Großteil der Bevölke-

rung. Sie gehören zu den vulnerabelsten Gruppen und 

sind auf die Rahmenbedingungen, die sie vorfinden, 

angewiesen. Die rasanten Entwicklungen auf unserem 

Planeten, hervorgerufen durch Umweltverschmut-

zung und -zerstörung sowie den zunehmenden Klima-

wandel, zwangen und zwingen die internationale 

Staatengemeinschaft, gemeinsame Lösungen zu fin-

den, intergenerationelle Gerechtigkeit als Leitfaden 

aufzugreifen und Nachhaltigkeit als gemeinsames Ziel 

aufzustellen.

Fast alle regionalen und globalen Umweltverträge 

lassen jedoch einen menschen- und kinderrechtlichen 

Ansatz vermissen. Längst haben junge Menschen ver-

standen, dass es an der Zeit ist, ihre Gegenwart und 

Zukunft in Bezug auf die Umweltzerstörung selbst in 

die Hand zu nehmen und nicht mehr nur auf die Zusa-

ge der Erwachsenen und Regierungen zu hören und 

zu warten. Dazu gehören die Bewegung Fridays for 

Future oder die Zunahme von Umweltklagen durch 

junge Menschen.

Die UN-Kinderrechtkonvention kann dazu beitragen, 

die Agenda 2030 zu stärken. Hierzu sollte sie die As-

pekte der ökologischen Kinderrechte und der interge-

> Die UN-Kinderrechtkonvention sollte ökologische
Kinderrechte und intergenerationelle Gerechtigkeit
in ihre Bestimmungen aufnehmen. <
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Hintergrund: Kinderrechte und SDGs 
https://www.unicef.de/informieren/ueber-uns/unicef-internatio-
nal/neue-entwicklungsziele/hintergrund-kinderrechte-entwick-
lungsziele 

2015 wurde die Agenda 2030 mit ihren 17 Zielen für nachhaltige Ent-
wicklung (Sustainable Development Goals, SDGs) verabschiedet. Alle 
Mitgliedsstaaten der Vereinten Nationen haben sich damit verpflichtet, 
Armut und Hunger sowie globale Herausforderungen wie die Urbanisie-
rung, den Klimawandel sowie gewalttätige Konflikte nachhaltig zu lösen. 
Mit den Nachhaltigkeitszielen will die internationale Gemeinschaft bis 2030 die wirtschaftliche, 
soziale und ökologische Entwicklung nachhaltig voranbringen und eine gerechtere und zu-
kunftsfähige Welt für alle Menschen schaffen. Auf dem Weg zu nachhaltiger Entwicklung soll 
niemand – auch kein Kind – zurückgelassen werden. „Leave no one behind“ ist das zentrale 
Leitprinzip der Agenda 2030. 
Deshalb hat jedes nachhaltige Entwicklungsziel eine zentrale Bedeutung für Kinder und ihr 
Wohl. Zahlreiche der Ziele beziehen sich sogar direkt auf eines oder mehrere Kinderrechte. 

SDGs Ziele 

Ziel 1: Armut beenden 
Ziel 1: Armut in jeder Form und überall beenden 
Weltweit leben jedes fünfte Kind - also etwa 385 Millionen Kinder - in extremer Armut. Kinder, 
die in Armut leben, haben oft keinen ausreichenden Zugang zu Gesundheits- und Sanitärsyste-
men, einer guten Ernährung und zu Bildung. Damit wird ihnen die Chancen auf eine chancen-
reiche Zukunft verwehrt. Ohne globales Handeln könnte Kinderarmut die soziale Ungleichheit 
noch verschärfen, wodurch sich die Situation der am stärksten gefährdeten Mädchen und Jun-
gen noch weiter verschlechtert. 
UNICEF setzt sich für die Verbesserung von sozialen Diensten ein, damit die Grundbedürfnisse 
aller Kinder gedeckt sind. 

Ziel 2: Den Hunger beenden 
Ziel 2: Den Hunger beenden, Ernährungssicherheit und eine bessere Ernährung erreichen und 
eine nachhaltige Landwirtschaft fördern 
Weltweit ist fast die Hälfte aller Todesfälle bei Kindern unter fünf Jahren auf Unterernährung 
zurückzuführen. Kinder brauchen eine ausgewogene Ernährung, um zu überleben und sich zu 
entwickeln. Gut ernährte Kinder wachsen und lernen besser, können sich aktiv in die Gemein-
schaft einbringen und Krankheiten, Katastrophen und anderen Notfällen besser bewältigen. 
UNICEF leistet einen wesentlichen Beitrag, um alle Formen der Mangel- und Fehlernährung 
zu beenden und allen Kindern und Jugendlichen eine nahrhafte, ausgewogene, bezahlbare und 
nachhaltig produzierte Ernährung zu ermöglichen. Nur so können Kinder ihre Potenziale ent-
falten. 

QR Code zum interakti-
ven Mapping 
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Ziel 3: Ein gesundes Leben für alle 
Ziel 3: Ein gesundes Leben für alle Menschen jeden Alters gewährleisten und ihr Wohlergehen 
fördern 
Die Zahl der Todesfälle von Kindern unter fünf Jahren ist weltweit seit 1989 um 58 Prozent 
zurückgegangen. Doch im Jahr 2019 starben immer noch 5,2 Millionen Kinder unter fünf Jah-
ren, die meisten an vermeidbaren Krankheiten. 
UNICEF arbeitet weltweit an der Stärkung von Gesundheitssystemen, impft und behandelt Kin-
der gegen Lungenentzündung, Durchfall, Malaria und andere Krankheiten, hilft Ländern bei 
der Bekämpfung nicht übertragbarer Krankheiten und unterstützt Kinder mit psychischen Be-
lastungen, Entwicklungsverzögerungen und Behinderungen. Um vermeidbare Todesfälle bei 
Müttern, Neugeborenen und Kindern zu beenden und die Gesundheit und Entwicklung aller 
Kinder und Jugendlichen zu fördern, baut UNICEF die Arbeit zur medizinischen Grundversor-
gung auf kommunaler Ebene weiter aus. 

Ziel 4: Hochwertige Bildung 
Inklusive, gerechte und hochwertige Bildung gewährleisten und Möglichkeiten des lebenslan-
gen Lernens für alle fördern 
Bildung ermöglicht Kindern ein chancenreiches Aufwachsen und ist eine zentrale Vorausset-
zung, um Armut zu bekämpfen, Krankheiten vorzubeugen und friedlichere Gesellschaften auf-
zubauen. 
In den vergangenen Jahrzehnten hatten deutlich mehr Kinder Zugang zu Bildung und auch die 
Zahl der Mädchen, die keine Schule besuchen, ist zurückgegangen. Doch seit einigen Jahren 
stagnieren diese Zahlen und viele Mädchen und Jungen schließen die Grundschule ab ohne 
ausreichende Grundkenntnisse in Lesen, Schreiben und Rechnen erworben zu haben. Neben 
dem Zugang zu Bildung muss auch die Qualität von Bildung sichergestellt werden. 
Mit dem Fokus auf Gerechtigkeit und Inklusion möchte UNICEF allen Kindern - egal wer sie 
sind, wo sie leben oder wie wohlhabend sie sind - von der frühen Kindheit bis zum Jugendalter 
den Zugang zu hochwertigen Lernmöglichkeiten und Programmen zur Entwicklung neuer Fä-
higkeiten ermöglichen. 

Ziel 5: Geschlechtergerechtigkeit 
Ziel 5: Geschlechtergerechtigkeit und Selbstbestimmung für alle Frauen und Mädchen errei-
chen 
Die Gleichstellung der Geschlechter ist ein Menschenrecht. Es ist auch eine Voraussetzung für 
die Verringerung von Armut und fortschrittliche Entwicklung. Die Geschlechterungleichheiten 
können schon mit der Geburt beginnen und sich mit zunehmendem Alter der Kinder verfestigen. 
Heute gibt es weltweit rund 650 Millionen Kinderehen und über 200 Millionen Mädchen wur-
den Opfer von weiblicher Genitalverstümmelung. 
UNICEF setzt sich weltweit dafür ein, damit Mädchen und Jungen die gleichen Rechte, Mittel, 
Chancen und Schutzrechte haben. Unsere Programme wirken Ungleichheiten zwischen den 
Geschlechtern entgegen, um sicherzustellen, dass alle Kinder wachsen, lernen und sich gut ent-
wickeln können - unabhängig von ihrem Geschlecht. Unsere Schwerpunkte sind positive El-
ternschaft, Empowerment junger Mädchen und die Analyse von Daten, um Regierungen dabei 
zu helfen, Hürden bei der Gleichstellung der Geschlechter zu identifizieren. 

FS Soz Material GOR 1 Sommer 2025 Seite 16 von 34



Ziel 6: Sauberes Wasser und Sanitärversorgung 
Ziel 6: Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung von Wasser und Sanitärversorgung für 
alle gewährleisten 
Verunreinigtes Wasser und schlechte sanitäre Einrichtungen gehören zu den häufigsten Todes-
ursachen bei Kindern unter 5 Jahren. Ohne den Zugang zu Wasser, sanitären Einrichtungen und 
Hygiene sind Kinder einem erhöhten Risiko ausgesetzt, an vermeidbaren Krankheiten zu ster-
ben und unter Mangel- und Unterernährung und anderen kritischen Gesundheitsproblemen zu 
leiden. Fehlende Sanitäreinrichtungen und mangelhafte Hygiene untergraben auch Fortschritte 
in anderen Entwicklungsbereichen wie der Bildung und Gleichstellung der Geschlechter. 
UNICEF ermöglicht weltweit Haushalten, Schulen und Gesundheitszentren den Zugang zu sau-
berem Wasser und zu einer sanitären und hygienischen Grundversorgung, damit Kinder in einer 
sicheren Umgebung aufwachsen und lernen können. 

Ziel 7: Nachhaltige Energie 
Ziel 7: Zugang zu bezahlbarer, verlässlicher, nachhaltiger und zeitgemäßer Energie für alle si-
chern 
Jedes Jahr sterben über eine halbe Million Kinder unter fünf Jahren an den Folgen der Luftver-
schmutzung unter anderem durch Kraftfahrzeugemissionen und die Nutzung von fossilen 
Brennstoffen. Weitaus mehr werden wegen verunreinigter Luft dauerhafte Gehirn- und Lun-
genschäden davontragen. Der Zugang zu bezahlbarer und sauberer Energie ist für die Entwick-
lung und das Wohlbefinden von Kindern von entscheidender Bedeutung. Die Vorteile erneuer-
barer Energien gehen jedoch über die körperliche Gesundheit hinaus. 
UNICEF arbeitet mit Partnern im Bereich der erneuerbaren Energien zusammen, um beispiels-
weise Schulen mit Solarbeleuchtung auszustatten, Solarpumpen in Gemeinden zu errichten, die 
von Dürren und Überschwemmungen betroffen sind, und andere netzunabhängige Energielö-
sungen zu finden, die das Lernen und die Gesundheit von Kindern verbessern. 

Ziel 8: Menschenwürdige Arbeit und Wirtschaftswachstum 
Ziel 8: Dauerhaftes, inklusives und nachhaltiges Wirtschaftswachstum, produktive Vollbe-
schäftigung und menschenwürdige Arbeit für alle fördern 
Die weltweite Jugendarbeitslosenquote liegt heute bei 13 Prozent und ist damit dreimal höher 
als die Arbeitslosenquote von Erwachsenen. Fast jedes zehnte Kind weltweit muss Kinderar-
beit leisten, fast die Hälfte davon in gefährlichen Tätigkeiten. Kinderarbeit ist sowohl Ursache 
als auch Folge von Armut und verstärkt soziale Ungleichheit und Diskriminierung. 
UNICEF arbeitet weltweit daran, Kinder umfassend vor Kinderarbeit zu schützen, Kinderrechte 
auch in globalen Lieferketten und durch unternehmerischen Handeln aktiv zu fördern und Kin-
dern den Zugang zu Rehabilitations- und Reintegrationsprogrammen zu ermöglichen. 
UNICEF arbeitet auch mit Partnern der Vereinten Nationen zusammen, um die Fähigkeiten und 
die Beschäftigung von Jugendlichen zu fördern, unter anderem durch Generation Unlimited. 
Diese Initiative soll sicherstellen, dass jeder junge Mensch bis 2030 zur Schule gehen und ler-
nen kann, eine Ausbildung macht oder eine Beschäftigung hat. 

Ziel 9: Industrie, Innovation und Infrastruktur 
Ziel 9: Eine belastbare Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige Industrialisierung för-
dern und Innovationen unterstützen 
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Rund vier Milliarden Menschen – fast ein Drittel von ihnen im Alter von 18 bis 24 Jahren – 
haben keinen Zugang zum Internet. Es besteht die Gefahr, dass die wachsende Zahl junger 
Menschen abgehängt und ausgeschlossen werden von einer modernen, digitalen Welt und 
Technologien, die ihr Leben verbessern könnten. 
UNICEF hat viel Erfahrung in der Anwendung von Innovationen im Kontext der Entwicklungs-
zusammenarbeit und humanitären Hilfe. Gemeinsam mit Partnern haben wir Technologien ent-
wickelt, um Impfstoffe zu kühlen, Unterernährung bei Kindern zu erkennen und zu behandeln 
und ländliche Gebiete mit sauberem Wasser zu versorgen. 
Mit einem speziellen Innovationsfonds investiert UNICEF in Blockchain, in den Bereich „Vir-
tuelle und Erweiterte Realität“, in maschinelles Lernen und künstliche Intelligenz, um skalier-
bare Lösungen für weit verbreitete globale Herausforderungen zu finden. 

Ziel 10: Weniger Ungleichheiten 
Ziel 10: Die Verringerung von Ungleichheiten innerhalb und zwischen Ländern. 
Innerhalb und zwischen Ländern bestehen nach wie vor Ungleichheiten aufgrund von Einkom-
men, Geschlecht, Alter, körperlicher Beeinträchtigung, sexueller Orientierung, Herkunft, eth-
nischen Zugehörigkeit oder ihres Glaubens. Langfristig bedroht Ungleichheit die soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung und steht der Armutsbekämpfung im Weg. Solange Kinder keine 
gleichberechtigen Chancen auf ein gutes Leben haben, können wir keine nachhaltige Entwick-
lung oder ein besseres Leben für alle erzielen. 
Um jedem Kind eine faire Chance im Leben zu geben, investiert UNICEF deshalb in Sozial-
schutzprogramme und -richtlinien, die dazu beitragen, die lebenslangen Folgen von Armut und 
Diskriminierung zu verringern. Sozialschutz - in Form von Kinderzuschüssen, Schulmahlzeiten, 
Kompetenzentwicklung oder Geldtransfer - ermöglicht Familien eine Gesundheitsversorgung, 
ausgewogene Ernährung und qualitativ hochwertige Bildung. 

Ziel 11: Nachhaltige Städte und Gemeinden 
Ziel 11: Städte und Siedlungen inklusiv, sicher, widerstandsfähig und nachhaltig machen 
Die Hälfte der Kinder der Welt lebt in städtischen Gebieten. Diese Zahl soll bis 2050 auf fast 
70 Prozent steigen. Seit mehr als 20 Jahren unterstützt UNICEF Städte und Gemeinden in mitt-
lerweile über 40 Ländern dabei, die Rechte von Kindern und Jugendlichen dort zu verwirkli-
chen, wo sie Zuhause sind. Um die internationale Initiative auch in Deutschland aufzubauen, 
haben UNICEF und das Deutsche Kinderhilfswerk 2012 den Verein Kinderfreundliche Kom-
munen e.V. gegründet. Das gleichnamige Vorhaben gibt Kindern in den betreffenden Kommu-
nen die Gelegenheit, die Entwicklung ihres Lebensumfeldes mitzugestalten und die Kommunen 
dazu anzuhalten, Kinderrechte bei allen wichtigen Entscheidungen zu berücksichtigen. In 
Deutschland nehmen bereits zahlreiche Kommunen an dem Programm Kinderfreundliche 
Kommunen teil. 

Ziel 12: Nachhaltige/r Konsum und Produktion 
Ziel 12: Für nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster sorgen 
Unser Konsum und die Produktion von Konsumgütern erzeugen nach wie vor giftigen Müll 
und verringern wertvolle natürliche Ressourcen. Kinder sind am wenigsten für die Umweltzer-
störung verantwortlich, tragen jedoch den größten Schaden durch ihre Auswirkungen – haupt-
sächlich in Form von Gesundheits- und Entwicklungsproblemen. 
Es ist bewiesen, dass Verhaltensänderungen wie das Recycling und die Verwendung von we-
niger Plastik häufig bei Kindern beginnen. Aus diesem Grund fördert UNICEF bei Mädchen 
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und Jungen ein verantwortungsbewusstes, klimafreundliches Konsumverhalten, damit sie in 
ihren Familien und Kommunen mit guten Beispiel vorangehen. 

Ziel 13: Maßnahmen zum Klimaschutz 
Ziel 13: Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels und seiner Auswirkungen 
ergreifen 
Der Klimawandel bedroht die Gesundheit, das Wachstum und die Entwicklung von Kindern. 
Fast 90 Prozent der durch den Klimawandel verursachten Krankheitsbelastungen werden von 
Kindern unter fünf Jahren getragen. Die junge Generation von heute wächst in einer Welt auf, 
die durch den Klimawandel und die Umweltzerstörung weitaus gefährlicher und unsicherer 
wird. 
Wirksame Maßnahmen zur Bekämpfung des Klimawandels sind dringend erforderlich, um 
Kinder weltweit zu schützen und ihre Rechte zu verwirklichen. UNICEF arbeitet mit Partnern 
auf globaler und lokaler Ebene zusammen, um sicherzustellen, dass Kinder in einer sicheren 
und sauberen Umgebung leben können. Wir helfen, Kinder in das Zentrum von Strategien und 
Aktionsplänen zur Bekämpfung des Klimawandels zu setzen, und erkennen sie als Akteure des 
Wandels an, die weltweit Maßnahmen ergreifen, um die Zukunft unseres Planeten zu schützen. 

Ziel 14: Leben unter Wasser 
Ziel 14: Ozeane, Meere und Meeresressourcen im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung erhal-
ten und nachhaltig nutzen 
530 Millionen Kinder leben derzeit in Gebieten mit extremen Hochwasseraufkommen. Bis zum 
Jahr 2040 wird jedes vierte Kind in Gebieten mit extremer Wasserknappheit leben. 
In Zeiten von Dürre oder Überschwemmungen, in Gebieten, in denen der Meeresspiegel ge-
stiegen ist oder Eis und Schnee ungewöhnlich geschmolzen sind, werden Kinder von Wasser 
abgeschnitten, auf das sie angewiesen sind. Ein steigender Meeresspiegel etwa kann dazu füh-
ren, dass Salzwasser in Süßwasserquellen eindringt und das Wasser nicht mehr genießbar ist. 
Dies geschieht bereits in tief gelegenen Küstengebieten und in den kleinen Inselentwicklungs-
ländern, in denen rund 25 Prozent der Weltbevölkerung leben. 
UNICEF unterstützt kleine Inselentwicklungsländer und andere Gemeinden, die von Über-
schwemmungen, Überflutungen, zunehmender Dürre und Wasserknappheit betroffen sind und 
stellt den Zugang zu sauberem Wasser, sanitären Einrichtungen und Hygienediensten sicher. 

Ziel 15: Leben an Land 
Ziel 15: Landökosysteme schützen, wiederherstellen und ihre nachhaltige Nutzung fördern, 
Wälder nachhaltig bewirtschaften, Wüstenbildung bekämpfen, Bodenverschlechterung stoppen 
und umkehren und den Biodiversitätsverlust stoppen 
Die Verschlechterung des Bodens sowie das Waldsterben und das Artensterben und der Verlust 
biologischer Vielfalt sind eng mit dem Klimawandel verbunden und bedrohen ebenso das Über-
leben, das Wachstum und die Entwicklung von Kindern. 
Diese Themen stehen zwar nicht im Mittelpunkt der UNICEF-Programme, dennoch haben Kin-
der und Jugendliche weltweit zum Ausdruck gebracht, dass der Schutz und die Erhaltung aller 
Lebewesen auf dem Planeten für das Wohlergehen der Menschen, den Wohlstand und den Frie-
den wichtig sind. UNICEF respektiert und ermutigt Kinder und Jugendliche, die sich dafür 
einsetzen. Aus diesem Grund motivieren wir Mädchen und Jungen, ihre Stimme in Umweltfra-
gen zu erheben. 
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Voices of Youth ist eine spezielle Plattform für junge Engagierte, auf der sie über die Themen 
berichten können, die ihnen wichtig sind. Darüber hinaus arbeiten wir mit Partnern der Verein-
ten Nationen zusammen, um Jugendliche für die Wild for Life-Kampagne zur Eindämmung 
des illegalen Handels mit Wildtieren zu gewinnen. 

Ziel 16: Frieden, Gerechtigkeit und starke Institutionen 
Ziel 16: Friedliche und inklusive Gesellschaften im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung för-
dern, allen Menschen Zugang zur Justiz ermöglichen und effektive, rechenschaftspflichtige und 
inklusive Institutionen auf allen Ebenen aufbauen 
Millionen Kinder auf der ganzen Welt erleben emotionale, physische und sexualisierte Gewalt. 
Kinder, die durch Konflikte und Katastrophen aus ihrer Heimat vertrieben wurden, sind beson-
ders anfällig für Gewalt. Dazu gehören auch Kinderarbeit und anderen Formen der Ausbeutung. 
Die Auswirkungen von Gewalt können Kinder für ihr Leben zeichnen. Das Miterleben oder 
Erleben von Gewalt schadet der Gesundheit, dem Wohlbefinden und dem Entwicklungspoten-
zial eines Kindes. Regierungen können gefährdete Kinder durch die Förderung der Geburten-
registrierung schützen. Durch eine Geburtenregistrierung haben Kinder einen Rechtsanspruch 
auf lebenswichtige soziale Dienste, Zugang zu gerechten Justizsystemen und andere Formen 
des Kinderschutzes. 
UNICEF setzt sich dafür ein, Gewalt gegen Kinder zu beenden. So unterstützt UNICEF Regie-
rungen beim Aufbau stärkerer Kinderschutzsysteme und hinterfragt bestehende Normen in Be-
zug auf Gewalt, Ausbeutung und Missbrauch. 

Ziel 17: Partnerschaften zur Erreichung der Ziele 
Ziel 17: Umsetzungsmittel stärken und die globale Partnerschaft für nachhaltige Entwicklung 
wiederbeleben 
Um wirksame Ergebnisse für jedes Kind zu erzielen, sind Partnerschaften entscheidend. Um 
die SDGs zu erreichen, kommt es auf das Handeln jedes und jeder Einzelnen von uns an. 
UNICEF kann Kinder und ihre Familien nur deshalb unterstützen und stärken, weil wir starke 
Partner haben, die wichtige Ressourcen bereitstellen, mit denen wir Kinder überall erreichen 
können. Wir arbeiten mit einer Vielzahl von Partnern auf globaler, regionaler, nationaler und 
lokaler Ebene im öffentlichen und privaten Sektor zusammen. 
Dank unserer Partner konnten wir im Jahr 2019 auf 281 humanitäre Krise in 96 Ländern rea-
gieren; 17 Millionen Kindern, die nicht zur Schule gingen, den Zugang zu Bildung ermöglichen; 
18,3 Millionen Kinder mit sauberen Wasser versorgen; bei 307 Millionen Kinder unter 5 Jahren 
Mangelernährung verhindern und 15,5 Millionen Kinder mit einer sanitären Grundversorgung 
ausstatten. 
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zen 

vernetztes Denken Reflexion Antizipation
Partizipation Eigenverantwortlichkeit Eigenmotivation Solida-
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Vernetzung Planung Kommunikation
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Solidarität Gerechtigkeitsemp-
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Sache
Sachen

Re-Vision des Wissenschafts- sowie des Bil-
dungsverständnisses

wissenschaftstheoretischen Ebene

bildungstheoretischer Ebene
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